Spezielle Steuerfragen 

Rechtsprechung und Verwaltungsanweisungen für Kapitalanleger
	Die nachfolgende Zusammenstellung von Rechtsprechungen und Verwaltungshinweisen zu speziellen Steuerfragen im Bereich privater Anleger soll eine Arbeitshilfe für die Erstberatung und eine Recherchehilfe für die individuelle gutachtliche Beurteilung im jeweiligen Beratungsfall sein. Die Anordnung erfolgt in zeitlicher Reihenfolge, wobei jeweils die neuesten Quellen hinten stehen. Das bedeutet keine Stellungnahme zur aktuellen Rechtslage oder dass ein neueres Urteil „besser“ oder aktueller ist als ein älteres: Wie jeder Fachmann weiß, kann ein Finanzgerichtsurteil jederzeit durch eine BFH-Rechtsprechung überholt sein und ein BFH-Urteil durch eine Verwaltungsregelung (Nichtanwendungserlass) oder auch durch eine rückwirkende Gesetzesänderung im konkreten Anwendungsfall nicht anwendbar sein.

	Für Korrekturen, ergänzende Hinweise und Anregungen sind die Autoren dankbar!


	Verwaltungsanweisung
	Vertragsveränderungen bei Versicherungen auf Erlebens- oder Todesfall i.S.d. § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b) Doppelbuchst. cc) und dd) EStG
	BMF-Schreiben v. 22.08.2002 – IV C 4 - S-2221-211/02, BStBl I, 827

	Rechtsprechung
	Flugzeugleasing
Ein-Objekt-Gesellschaften
Veräußerungsgewinn bei einheitlichem Geschäftskonzept Bestandteil des laufenden Gewinns und nicht Veräußerungsgewinn. Urteil allgemein anwendbar auch auf „Ein-Objekt“-Fälle ab 03.04.2009 gem. BMF vom 01.04.2009, BStBl I, 515.
	BFH, Urt. v. 26.06.2007 – IV R 49/04, BStBl II 2009, 289; BFH/NV 2007, 2004
Siehe aber Verfahren FG Hessen, Urt. v. 21.01.2010 – 5 V 2478/09, Lexinform 5009909

	Rechtsprechung
	Zur (Un-)Vereinbarkeit der Pauschalbesteuerung des § 18 Abs. 3 AuslInvestmG mit Gemeinschaftsrecht (Art. 73b EGV)
Die pauschale Besteuerung von Erträgen aus im Inland nicht registrierten ausländischen Investmentfonds (sog. „schwarzen” Fonds) gem. § 18 Abs. 3 AuslInvestmG verstößt offensichtlich gegen europäisches Gemeinschaftsrecht (Art. 73b EGV). Einer Vorlage an den EuGH bedarf es insoweit nicht.
	BFH, Urt. v. 18.11.2008 – VIII R 24/07, BStBl II 2009, 518

	Rechtsprechung
	Schadensersatz
Filmfonds
Totalverlustrisiko
Mindestumfang Plausibilitätsprüfung durch die Bank
Beschränkung der Haftung des Steuerberaters auf Steuerfragen lt. Auftrag
(Keine) Anrechnung von Steuervorteilen
Mitverschulden des Anlegers
Zur Haftung bei einem Filmfonds, der mit einem fehlerhaften Prospekt beworben und aufgrund fehlerhafter Anlageberatung gekauft worden ist.

Keine Anrechnung von Steuervorteilen bei Steuerpflicht der Schadensersatzleistung, auch wenn nicht exakt aufrechenbar. Ausnahme: „außergewöhnliche“ Steuervorteile (m.w.N. zu früherer BGH-Rspr.; unklar bleibt, was solche Vorteile sein könnten …)
	OLG Frankfurt/M., Urt. v. 01.04.2009 – 23 U 121/06; OLG Frankfurt, Entscheidungen, juris

	Rechtsprechung
	Verwaltungskosten einer Lebensversicherung sind keine Werbungskosten für Kapitaleinkünfte
Der Verwaltungskostenanteil (Provision und Verwaltungsaufwand) einer Lebensversicherung gehört nicht zu den abzugsfähigen Werbungskosten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen, sondern zu den Anschaffungskosten der Vermögensanlage. Sie können auch nicht als Absetzung für Abnutzung berücksichtigt werden. 
	FG Baden-Württemberg, Urt. v. 30.04.2009 – 13 K 4608/08, 
Revision zurückgewiesen: BFH, Beschl. v. 08.09.2011 – VIII R 29/09

	Rechtsprechung
	Erweiterte Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG auch bei Beteiligung an vermögensverwaltender Personengesellschaft
1. Grundbesitz im Gesamthandsvermögen einer vermögensverwaltenden Personengesellschaft ist den Gesellschaftern anteilig als eigenes Grundvermögen zuzurechnen.

2. Werden dem Gesellschafter aus einer Beteiligung an einer Personengesellschaft Einkünfte aus der Vermietung und Verpachtung des Grundbesitzers zugerechnet, so liegt darin eine Nutzung und Verwaltung eigenen Grundvermögens i.S.v. § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG. 

3. Das Halten einer Beteiligung an einer weder gewerblich tätigen noch gewerblich geprägten Personengesellschaft ist nicht kürzungsschädlich i.S.d. § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG. 
	FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 24.06.2009 – 12 K 6154/05 B

	Rechtsprechung
	Wegfall negatives Kapitalkonto
Wegfallgewinn beim Kommanditisten
Beiladung von Beteiligten
Der Aufgabegewinn aus Veräußerungserlös und Wegfall des negativen Kapitalkontos ist zu kürzen um verrechenbare Verluste gem. § 15a EStG. Für weiter bestehende Haftungsrisiken (z.B. aus Bürgschaftsverpflichtungen) sind Rückstellungen in einer Sonderbilanz zu bilden.
	BFH, Urt. v. 03.09.2009 – IV R 17/07, Lexinform 0588414
Allgemein anwendbar ab 07.06.2010
Veröffentlichung im BStBl vorgesehen

	Verwaltungsanweisung
	Besteuerung von Versicherungserträgen i.S.d. § 20 Abs. 1 Nummer 6 EStG
Änderung des BMF-Schreibens vom 22.08.2002
	BMF-Schreiben v. 01.10.2009 – IV C 1 - S - 2252-07/001

	Rechtsprechung
	Keine steuerschädliche Verwendung eines Lebensversicherungsvertrags, wenn das besicherte Darlehen vor Ablauf von drei Jahren zurückgeführt wird und die Versicherung tatsächlich nicht der Tilgung gedient hat
Die Steuerfreiheit nach § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 2 und 3 EStG i.V.m. § 10 Abs. 2 Satz 2 Buchst. c) EStG i.d.F. des StÄndG 1992 von Zinsen aus den Sparanteilen, die in den Beiträgen zu Versicherungen auf den Erlebens- oder Todesfall enthalten sind, ist ungeachtet der Verwendung der Versicherungen zur Sicherung von Policendarlehen gegeben, wenn diese Darlehen vor Ablauf von drei Jahren aus anderen Mitteln des Steuerpflichtigen zurückgeführt wurden und damit die vertraglich vereinbarten Voraussetzungen für einen Einsatz der Versicherungen zur Tilgung nicht eingetreten sind.
	BFH, Urt. v. 06.10.2009 – VIII R 7/08

	Rechtsprechung
	Anrechnung von Steuervorteilen bei Schadensersatz
Bei steuerpflichtige Schadensersatzleistungen sind Steuervorteile nicht gegenzurechnen, es sei denn, es handelt sich um „außergewöhnliche Steuervorteile“.
	BGH, Urt. v. 07.12.2009 – II ZR 15/08

	Merkblatt BaFin
	Depotgeschäft
Finanzportfolioverwaltung
Abgrenzung private Vermögensverwaltung –

Unternehmerisches Handeln und Erlaubnispflicht
	BaFin 12/2009 bzw. 1/2010, Merkblätter

	Rechtsprechung
	Alterseinkünfte
Anwendung der Öffnungsklausel
Für die Anwendung der Öffnungsklausel kommt es nicht darauf an, in welchem Jahr die Beiträge gezahlt worden sind, sondern für welche Jahre (mindestens zehn). Gegen BMF-Schreiben v. 30.01.2008, BStBl I, 390, Rdnr. 137).
	BFH, Urt. v. 19.01.2010 – X R 53/08, BFH online 31.03.2010

	Rechtsprechung
	Steuerpflicht von Zinsen aus Lebensversicherungen – Steuerschädliche Darlehensverwendung
Dient ein Darlehen, zu dessen Besicherung Ansprüche aus Kapitallebensversicherungen eingesetzt werden, nicht dazu, unmittelbar und ausschließlich Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines Wirtschaftsguts zu finanzieren, sondern um ein bereits früher aufgenommenes Darlehen umzuschulden, so ist das i.S.d. § 10 Abs. 2 Satz 2 Buchst. a) EStG unschädlich, wenn der Kläger u.a. nachweisen kann, dass die Darlehensschuld bis zum 13.02.1992 bereits entstanden war.

Hat das „Altdarlehen“ der Finanzierung der Anschaffungskosten eines Wirtschaftsguts gedient, so dient wirtschaftlich gesehen auch das umgeschuldete „neue“ Darlehen (noch immer) der Finanzierung dieser Anschaffungskosten. Konnten die Lebensversicherungsansprüche daher zur Sicherung des „Altdarlehens“ steuerunschädlich eingesetzt werden, ist nach dem Zweck der Regelung auch die Umschuldung und der dafür wiederum erforderliche Einsatz der Ansprüche aus dem Lebensversicherungsvertrag steuerunschädlich.

Die sich im Rahmen des Üblichen haltende Finanzierung, die auch ein bankübliches Disagio umfassen kann, ist steuerunschädlich, weil das Darlehen lediglich der Finanzierung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten dienen muss, nicht aber unmittelbar der Anschaffung selbst.
	BFH, Urt. v. 19.01.2010 – VIII R 40/06

	Rechtsprechung
	Abgrenzung zwischen Veräußerungsgewinn und laufendem Gewinn bei sogenannter Ein-Objekt-KG:
Klagebefugnis des Kommanditisten nach Beendigung der Gesellschaft
Ist beim Flugzeugleasing die Rendite aus laufendem und Veräußerungsergebnis errechnet, dann sind diese aufgrund der Konzeption untrennbar verbunden, so dass der Veräußerungsgewinn der laufenden Tätigkeit zuzuordnen ist.
	FG Hessen, Beschl. v. 21.01.2010 – 5 V 2478/09, Lexinform 5009909
Beschwerde eingelegt, vom BFH mit Beschl. v. 11.08.2010 – IV B 17/10 zurückgewiesen

	Rechtsprechung
	Lebensversicherung
Policendarlehen
Vorfinanzierung einzelner Kosten aus Eigenmitteln
Eine Ablösung von bereits aus Eigenmitteln gezahlten Kosten aus dem Darlehen ist unschädlich, wenn bei Bezahlung der Kosten mit einer rechtzeitigen Auszahlung des Darlehens gerechnet werden konnte und es lediglich zu technischen Verzögerungen kam.
	BFH, Urt. v. 09.02.2010 – VIII R 21/07/10

	Rechtsprechung
	Schadensersatz
Lehmann-Geschädigte
Aufklärungspflicht der Sparkasse
Aufklärung über Kündigungsrecht
und (Total-)Verlustrisiken bei Schmetterlingszertifikaten
Schadensersatzanspruch wegen Verletzung der Aufklärungspflicht nach telefonischer Beratung im Urteilsfall bejaht
	OLG Frankfurt, Urt. v. 17.02.2010 – 17 U 207/09, www.olg-frankfurt.justiz.hessen.de,
Rev. beim BGH, Beschl. v. 12.04.2011 – XI R 85/10 zurückgenommen 

	Rechtsprechung
	Auskünfte der Bank an Finanzamt
Fall: Steuerpflichtiger hat Bankauszüge vernichtet, aus denen Abhebungen für Lebensunterhalt hervorgingen. Finanzamt kann von Bank Vorlage von Duplikaten erst dann verlangen, wenn eine vorhergehende Anfrage gem. § 93 AO keine verwertbare Auskunft geliefert hat.
	BFH, Urt. v. 24.02.2010 –  II R 57/08

	Rechtsprechung
	Anlageberatung Aufklärungspflicht der finanzierenden Bank über Werthaltigkeit des Objekts
Aufklärungs- und Hinweispflicht besteht grundsätzlich nicht, es sein denn, die Bank ist über die Funktion als Kreditgeber hinaus z.B. in die Objektplanung eingeschaltet, ist in Interessenkonflikte verwickelt und/oder besitzt aus dieser Funktion heraus einen Wissensvorsprung und positive Kenntnisse über spezielle Risiken.
	OLG Koblenz, Urt. v. 09.03.2010 – 2 U 910/09, Lexinform 1562203

	Rechtsprechung
	Scheinrenditen
Schneeballsystem
Scheinrenditen sind steuerpflichtig, auch wenn die Zahlung aus Einzahlungen anderer Anleger erfolgt ist bzw. wäre. Lediglich wenn mangels Leistungsbereitschaft und Leistungsfähigkeit keine Auszahlung erfolgen konnte und dies z.B. durch entsprechenden Schriftwechsel  dokumentiert ist (z.B. Ablehnung oder Verhandlung anderer Zahlungsmodalitäten), kann es an einem steuerpflichtigen Zufluss fehlen.
	BFH, Urt. v. 16.03.2010 – VIII R 4/07, PM Nr. 60/2010 v. 07.07.2010

	Rechtsprechung
	Nachträgliche Schuldzinsen
Wesentliche Beteiligung
Änderung der Rechtsprechung!
Schuldzinsen nach Veräußerung einer Beteiligung gem. § 17 EStG können ab VZ 1999 wie nachträgliche Betriebsausgaben bei den Einkünften aus Kapitalvermögen abgezogen werden.
	BFH, Urt. v. 16.03.2010 –  VIII R 20/08, Lexinform 0179201

	Rechtsprechung
	Veräußerungsgewinne gem. § 17 EStG
100 % Abzug der Erwerbsaufwendungen in bestimmten Fällen
Keine Begrenzung des Aufwandsabzugs, wenn dem Steuerpflichtigen keinerlei durch die Beteiligung vermittelten Einnahmen zugehen, also 100 % Kostenabzug (gegen Nichtanwendungserlass des BMF v. 15.02.2010: in der Folge Aufhebung des Nichtanwendungserlasses durch BMF-Schreiben v. 28.06.2010 mit Ankündigung einer Gesetzesänderung durch JStG 2010 ab 01.01.2011).
	BFH, Beschl. v. 18.03.2010 – IX B 227/09, PM 27/2010 v. 31.03.2010

	Verwaltungsanweisung
	Bankbescheinigung über Zinserträge
Wer sollte – nach Meinung der OFD – eine solche Bescheinigung anfordern, wenn die Bank nicht sowieso eine schickt? Hinweise für ESt 2009
	OFD Koblenz, PM v. 23.03.2010

	Rechtsprechung
	Prospekthaftung für Filmfonds
Hinweis- und Darstellungspflichten bei Risikogeschäften
Mitverschulden des Anlegers
Unternehmerische Risiken (hier: möglicher Totalverlust) müssen im Prospekt deutlich erkennbar sein. Der Anleger hat gerade bei Risikoanlagen ein Recht darauf, „seine Entscheidung in voller Kenntnis sämtlicher für die Beurteilung dieses Risikogeschäfts maßgeblichen Umstände zu treffen“. Der Anlageberater muss Aussagen im Prospekt zum Risiko und dessen Begrenzung eigenverantwortlich untersuchen und dem Anleger unter Berücksichtigung von dessen Wissensstand, Anlageziel und Risikobereitschaft darstellen. Kein Mitverschulden des Anlegers, wenn nach Risiken gefragt, diese aber falsch dargestellt werden. 
	OLG Frankfurt, Urt. v. 01.04.2010 – 223 U 121/06, juris, Hessenrecht Landesrechtsprechungsdatenbank

	Rechtsprechung
	Prospekthaftung für Filmfonds
Hinweis- und Darstellungspflichten bei Risikogeschäften
Mitverschulden des Anlegers
Unternehmerische Risiken (hier: möglicher Totalverlust) müssen im Prospekt deutlich erkennbar sein. Der Anleger hat gerade bei Risikoanlagen ein Recht darauf, „seine Entscheidung in voller Kenntnis sämtlicher für die Beurteilung dieses Risikogeschäfts maßgeblichen Umstände zu treffen“. Der Anlageberater muss Aussagen im Prospekt zum Risiko und dessen Begrenzung eigenverantwortlich untersuchen und dem Anleger unter Berücksichtigung von dessen Wissensstand, Anlageziel und Risikobereitschaft darstellen. Kein Mitverschulden des Anlegers, wenn nach Risiken gefragt, diese aber falsch dargestellt werden. 
	OLG Frankfurt, Urt. v. 01.04.2010 – 223 U 121/06, juris, Hessenrecht Landesrechtsprechungsdatenbank

	Rechtsprechung
	Werbungskosten/Nachweis von Gesellschafterdarlehen- Refinanzierungskosten
Wer Refinanzierungszinsen für vorgebliche Gesellschafterdarlehen als Werbungskosten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen geltend macht, muss deren wirtschaftlichen Zusammenhang darlegen und nachweisen. 
	FG Münche v. 01.04.2010 – 8 K 4025/07 

	Rechtsprechung
	Prozesskostenhilfe
„räuberischer Aktionär“
Ein Aktionär mit nur einer Aktie kann für Prozess gegen AG (mit dem durchsichtigen Motiv, sich als lästiger Anteilseigner „herauskaufen“ zu lassen) keine PKH beanspruchen.
	OLG Celle, Urt. v. 25.03.2010 –  9 W 19/10, PM v. 12.04.2010
OLG Hannover, Urt. v. 19.02.2010 – 26 O 7/10

	Rechtsprechung
	Schrottimmobilien, Schuldenerlass
Schuldenerlass und Abschreibungen erhöhen den Veräußerungsgewinn im Jahr der Veräußerung.
	FG Kassel, Urt. v. 03.05.2010 – 3 K 299/10, rkr., PM FG Hessen v. 09.08.2010

	Verwaltungsanweisung
	Schneeballsysteme
CTS-Verluste
Die Scheinrenditen im Jahr der Insolvenz der CTS (2001) und im Vorjahr (2000) werden nicht besteuert. Die Scheinrenditen aus den Vorjahren können als Verlust auf die Jahre ab 2002 vorgetragen werden. Ein Steuerabzug des verlorenen Kapitals ist nicht möglich.
	FinMin Rheinland-Pfalz v. 06.05.2010, Verlautbarung auf der Internetseite www.fm.rlp.de, Aktuelles, 06.05.2010

	Rechtsprechung
	Medienfonds
Rückvergütung
Bezeichnung „Garantiefonds“
Eine beratende Bank, die selbst Medienfonds vertreibt, haftet dem Anleger auf Schadensersatz, weil und wenn sie ihn nicht über die Rückvergütungen aufklärt und den Fonds im Prospekt unzutreffend als „Garantiefonds“ bezeichnet hat.
	OLG Karlsruhe, Urt. v. 07.05.2010 – 
17 U 67/09, 17 U 88/09, 17 U 92/09, 17 U 107/09, 17 U 113/09, 17 U 118/09, 17 U 12/10, 17 U 13/10, PM v. 12.05.2010

	Rechtsprechung
	Prospektfehler „Erfahrungswerte“
Schadensersatz, Gegenrechnung von Steuervorteilen:
Grundsatz: 
1. Gegenrechnung bei steuerfreier Schadensersatzzahlung
2. bei steuerpflichtigem Schadensersatz nur bei „außergewöhnlichen“ dem Anleger verbleibenden Steuervorteilen
Wer „Mieteinkünfte nach bisherigen Erfahrungswerten“ behauptet, ohne über Erfahrungswerte zu verfügen, haftet aus Verschulden bei Vertragsabschluss;

Senkung des Spitzensteuersatzes von 53 % bei Zeichnung auf 45 % bei Zufluss der steuerpflichtigen Schadensersatzzahlung begründet für sich allein noch keinen gegenzurechnenden „außergewöhnlichen“ Steuervorteil.
	BGH, Urt. v. 31.05.2010 – II ZR 30/09, Lexinform 1563760

	Rechtsprechung
	Abgeltungssteuer, Verbot des Werbungskostenabzugs
Abzugsfähigkeit zwangsläufig entstandener Verwaltungskosten, wenn Anleger wegen Demenz an Eigenverwaltung gehindert ist

Auch bei der sog. "Günstigerprüfung" nach § 32d Abs. 6 Satz 1 EStG findet § 20 Abs. 9 EStG Anwendung; ein Abzug der tatsächlich entstandenen Werbungskosten kommt daher nicht in Betracht.
	FG Baden-Württemberg v. 09.06.2010 – 9 K 1637/10, Lexinform 3500058; bestätigt durch BFH, Urt. v. 28.01.2015 – VIII R 13/13

	Rechtsprechung
	Aufklärungspflicht der Bank über Rückvergütungen („Kick backs“)
Arglistige Täuschung bei Schrottimmobilien
Die Verletzung der Hinweispflicht ist schuldhaft. 
	BGH, Beschl. v. 29.06.2010 – XI ZR 308/09, PM Nr. 141/2010 v. 29.06.2010

	Verwaltungsanweisung
	Angaben zu Auslandsgeschäftsbeziehungen
Hinweise zur neuen Zeile 108 in der Einkommensteuererklärung 2009
	BMF-Schreiben v. 29.06.2010 – IV A 3 – S 0082/07/10001-01, Bundessteuerberaterkammer

	Rechtsprechung
	Schadensersatz Anlageberatung
Schrottimmobilien
Schadensersatz wegen arglistiger Täuschung über die wahre Höhe der Vertriebsprovisionen bei „Schrottimmobilien“: wegen bundesweit gleichlautend verwendeter Verträge Bedeutung über den Einzelfall hinaus
	BGH, Urt. v. 29.06.2010 – XI ZR 104/08, PM Nr. 133/2010 v. 29.06.2010

	Rechtsprechung
	Haftung des Anlageberaters
Prospektangaben
Beginn der Verjährung
Anleger muss Prospekt nicht lesen
Ein Anleger handelt nicht bereits deshalb grob fahrlässig, wenn er den ihm überreichten Emissionsprospekt nicht durchliest, um auf diese Weise die Ratschläge und Auskünfte des Anlageberaters oder -vermittlers auf ihre Richtigkeit hin zu kontrollieren.
	BGH, Urt. v. 08.07.2010 – III ZR 249/09

	Verwaltungsanweisung
	Verlustverrechnung Steuerstundungsmodelle 
§ 15b EStG
Einkünfte aus Kapitalvermögen bis 2008 bei

· kreditfinanziertem Wertpapierkauf

· hohen Zwischengewinnen bei Erwerb

· Investmentvermögen mit und ohne Ertragsausgleich
	OFD Münster, Vfg. (koord. Ländererlass) v. 13.07.2010 – S 2210 - 45 - St 22-31, Lexinform 5232296

	Rechtsprechung
	Lebensversicherung
Rentenversicherung
Rückvergütung bei Kündigung
(erweiterter) Rückvergütungsanspruch verjährt innerhalb von fünf Jahren nach Ende des Abrechnungsjahres
	BGH, Urt. v. 14.07.2010 – IV ZR 208/09, PM Nr. 149/2010 v. 14.07.2010

	Rechtsprechung
	Anrechnung von Kapitalertragsteuer auf Fondserträge
Eine Kapitalertragsteuer auf Erträge aus Investmentfonds ist nur dann anzurechnen, wenn die entsprechenden Kapitalerträge beim Anleger oder bei seinem Rechtsvorgänger als Einnahmen erfasst worden sind.
	BFH, Urt. v. 08.09.2010 – I R 90/09

	Rechtsprechung
	Kein Werbungskostenabzug für Abschlusskosten von Lebensversicherungen
	BFH, Beschl. v. 28.10.2010 – VIII B 90/10

	Rechtsprechung
	Einlage von Wertpapieren in das Betriebsvermögen eines Arztes
Wertpapiere können in das Betriebsvermögen eines Arztes eingelegt werden, wenn ihre Anschaffung, das Halten und ihr Verkauf ein Hilfsgeschäft der freiberuflichen Tätigkeit darstellen, z.B. in Form eines verbindlich vereinbarten Finanzierungskonzepts für den ärztlichen Betrieb. Ihre Einlage mindert den Betrag der Überentnahmen i.S.d. § 4 Abs. 4a EStG.
	BFH, Urt. v. 17.05.2011 – VIII R 1/08

	Rechtsprechung
	Entgeltlicher Erwerb „gebrauchter“ Lebensversicherungen – Einkunftsermittlung bei Überschusseinkünften
Der vom Erwerber einer „gebrauchten“ Kapitallebensversicherung gezahlte Kaufpreis stellt Anschaffungskosten i.S.d. § 255 Abs. 1 HGB dar.

Die bis zum Erwerbszeitpunkt aufgelaufenen außerrechnungsmäßigen und rechnungsmäßigen Zinsen sind weder negative Einnahmen aus Kapitalvermögen noch vorweggenommene Werbungskosten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen.
	BFH, Urt. v. 24.05.2011 – VIII R 46/09

	Rechtsprechung
	Steuerpflicht von Zinsen auf Kapitallebensversicherungen
Grundlagenbescheid
Folgebescheid: Zulässigkeit der Klage gegen den Folgebescheid
	BFH, Urt. v. 12.10.2011 – VIII R 2/10 und VIII R 6/10

	Rechtsprechung
	Keine Steuerbarkeit von Zinsen aus Sparanteilen aus Beiträgen für vor dem 01.01.1974 abgeschlossene Lebensversicherungen
Zinsen aus Sparanteilen aus Beiträgen für vor dem 01.01.1974 abgeschlossene Lebensversicherungen sind nach § 52 Abs. 19 EStG i.d.F. des EStRG vom 05.08.1974 (BGBl I, 1709) nicht steuerbar.

An dieser Rechtslage hat der Gesetzgeber ausweislich der Regelung in § 52 Abs. 20 EStG i.d.F. des StRG 1990 u.a. ÄndG vom 30.06.1989 (BGBl I, 1267) festgehalten und damit rückwirkend die zuvor mit dem StRG 1990 vom 25.07.1988 (BGBl I, 1093) eingeführte erweiterte Steuerbarkeit der Zinsen gestrichen. 
	BFH, Urt. v. 29.05.2012 – VIII R 16/10

	Rechtsprechung
	Erzeugung von Strom und Wärme durch Blockheizkraftwerk im selbstgenutzten Einfamilienhaus
Erzeugt der Betreiber eines Blockheizkraftwerks in einem Einfamilienhaus neben Wärme auch Strom, den er teilweise, regelmäßig und nicht nur gelegentlich gegen Entgelt in das allgemeine Stromnetz einspeist, ist er umsatzsteuerrechtlich Unternehmer. 

Hat der Betreiber den Vorsteuerabzug aus der Anschaffung des Blockheizkraftwerks geltend gemacht, liegt in der Verwendung von Strom und Wärme für den Eigenbedarf eine der Umsatzbesteuerung unterliegende Entnahme. Dies gilt nicht für die aus technischen Gründen nicht zur Heizung nutzbare Abwärme. 

Bemessungsgrundlage der Entnahme von Strom und Wärme für den Eigenbedarf sind die für die Strom- und Wärmeerzeugung mit dem Blockheizkraftwerk angefallenen sogenannten Selbstkosten nur dann, soweit ein Einkaufspreis für Strom und Wärme nicht zu ermitteln ist. 
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